


Gewerkschaften protestieren europaweit 
gegen den Sozialabbau und die „Sparschweinerei“
Die Gewerkschaften protestieren heute auch in der Schweiz gegen die desaströse Abbaupolitik der europäischen Regierungen und der EU. In Bern übergab Andreas Rieger, Co-Präsident der Unia, einen offenen Brief an den EU-Botschafter. Darin verlangte er eine Politik für soziale Gerechtigkeit und eine gerechte Verteilung der Reichtümer in allen Ländern Europas, auch in der Schweiz. Ebenfalls an dieser Protestaktion beteiligt hat sich die Mehrheit des portugiesischen Botschaftspersonals, das heute in Bern in den Streik getreten ist.
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Der Europäische Gewerkschaftsbund hat den 14. November zum europaweiten Aktionstag für Arbeit und Solidarität ausgerufen. In Spanien, Portugal, Griechenland, Italien, Malta und Zypern wehren sich die Gewerkschaften seit heute morgen mit einem Generalstreik gegen die desaströse Abbaupolitik der EU und der jeweiligen Landesregierungen. 
Bevölkerung wehrt sich gegen brutale Sparpolitik
Das Signal an die Regierenden ist klar: Die Bevölkerung lässt sich die brutale Sparpolitik nicht länger bieten. Sie führt in die Sackgasse. Sie bedeutet Lohnabbau, Schnitte in die sozialen Schutznetze, Arbeitslosigkeit und Rezession. Sie verstärkt die sozialen Ungleichheiten und Ungerechtigkeiten und sie bedroht das europäische Sozialmodell. Längerfristig wird kein Land in Europa von den Folgen dieser schweren Krise verschont bleiben.
Mit Aktionen in Bern und Genf solidarisieren sich heute auch die Schweizer Gewerkschaften mit den Menschen, die unter dieser falschen und gefährlichen Politik leiden. In Bern überreichte Unia-Co-Präsident Andreas Rieger einen offenen Protestbrief an die Delegation der EU in Bern. „Es sind die einfachen Leute, die die Krise bezahlen sollen, mit Lohn- und Sozialabbau - die Reichen und die Superreichen dagegen werden geschont.“, kritisierte Rieger an der Protestversammlung in der Bundesgasse. 
Gegen den Steuersenkungswettbewerb
Rieger forderte Massnahmen für eine nachhaltige Wirtschaft und eine gerechte Verteilung, die Besteuerung von Finanztransaktionen, die Bekämpfung der Steuerflucht und eine einheitliche Besteuerung der Unternehmen europaweit. Die Schweiz, so Rieger, sei Teil des europäischen Problems: „Als Schweizer Gewerkschaften sehen wir es als unsere besondere Pflicht, die Steuerflucht in die Schweiz zu bekämpfen. Mit tiefen Unternehmenssteuern für ausländische Holdinggesellschaften lockt die Schweiz seit Jahren Unternehmen aus der ganzen Welt ins Land. Nunmehr soll die Unternehmenssteuer in der Schweiz generell auf 15% heruntergedrückt werden! Gegen dieses Ansinnen werden wir uns vehement zur Wehr setzen.“

Der an EU-Botschafter Richard Jones gerichtete offene Brief wurde vom Ersten Botschaftsrat der EU-Delegation, Thomas Näcke, entgegengenommen. Rieger drückte ihm gegenüber seine tiefe Besorgnis über die Entwicklungen in Europa aus. Der Brief soll an den EU-Ministerrat übermittelt werden.
Aktionen auch in Genf
Auch in Genf sind die Gewerkschaften heute mit Solidaritäts- und Protestaktion aktiv. Die Unia hat eine Demonstration auf der place de Bel-Air und vor verschiedenen Konsulaten europäischer Regierungen angekündigt. 
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